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Am nagement du territoire et logement

Jahresr ckblick 2022: Raumplanung und Wohnungswesen

Die Entwicklungen im Themenbereich Wohnungswesen waren 2022 stark gepragt von
der steigenden Inflation und vom russischen Angriffskrieg in der Ukraine. So kam es
nach Jahren eines Booms an den Immobilienméarkten aufgrund des Anstiegs der Leit-
und Hypothekarzinsen zu einer Trendwende am Immobilienmarkt. Aufgrund der
gestiegenen Hypothekarzinsen war es nach langer Zeit an den meisten Orten in der
Schweiz wieder attraktiver, ein Wohnobjekt zu mieten, als ein gleichwertiges Objekt zu
kaufen. Obwohl die Preise fir Wohneigentum vorerst weiter stiegen, gab es erste
Anzeichen dafur, dass die Nachfrage nach Wohneigentum abnehmen und der
Wohneigentumsmarkt sich nach langer Boom-Zeit etwas abklhlen kénnte. Die
Bewegungen am Wohneigentumsmarkt waren auch medial sehr prasent, wie die APS-
Zeitungsanalyse zeigt: Insbesondere Uber den Sommer, als die Hypothekarzinsen zum
ersten Mal stark anstiegen, wurde in den nationalen Zeitungen oft Gber dieses Thema
berichtet.

Der Krieg fuhrte derweil auch zu h heren Energiepreisen, weshalb Verbande einen
Nebenkostenschock beim néchsten Abrechnungstermin beftrchteten und Mieterinnen
und Mietern rieten, ihre Akontozahlungen freiwillig zu erhéhen oder Geld auf die Seite
zu legen. Dabei kam es auch vereinzelt zu Zwist zwischen Mietenden und
Vermieterschaft, etwa bei Diskussionen um die Verwaltungspauschale auf
Nebenkostenabrechnungen. Bis zum Jahresende wurden im Parlament einige Vorstosse
eingereicht, mit denen die Auswirkungen der steigenden Energiepreise fur Mieterinnen
und Mieter abgefedert werden sollten. Zudem erarbeitete der Bundesrat Verordnungen
mit Massnahmen, die er im Falle von schweren Gas- oder Strommangellagen
beschliessen kénnte. Darunter befindet sich auch eine Temperaturobergrenze fur
Innenrdume, was Fragen zu méglichen Klagen von Mietenden aufwarf.

Beim Mietrecht blieben die Fronten auch im Jahr 2022 verhértet: Linke Anliegen
blieben im Parlament allesamt chancenlos (Po. 21.3759; St.lv 21.316; Pa.lv. 20.449; Mo.
20.4031; Pa.lv. 21.476). Auch fur die blrgerliche Parlamentsmehrheit waren allerdings
héchstens kleine Anderungen umsetzbar. Die von der RK-NR aufgrund von
parlamentarischen Initiativen vorgelegten Vorlagen zur Starkung der Kompetenzen der
Vermieterschaft bei Untermietverhaltnissen, zur Senkung der Hirden fur Kindigungen
von Mietverhaltnissen wegen Eigenbedarf) oder zur Lockerung von Formvorschriften bei
gewissen Mietvertragsénderungen stiessen allerdings mit Ausnahme des Entwurfs zu
den Formvorschriften sowohl in der Vernehmlassung als auch in der Kommission selber
auf einigen Widerstand. Der Bundesrat empfahl sie zur Ablehnung. Uberdies scheiterte
ein Versuch des Bundesrates, die verharteten Fronten rund um das Mietrecht mit
einem runden Tisch und allen relevanten Verbanden zu |6sen.

Auch in anderen Politikbereichen im Wohnungswesen gab es kaum Einigkeit. Eine
zuerst vom Nationalrat angenommene Motion der RK-NR Uber eine Wiederaufnahme
der parlamentarischen Revisionsarbeiten am Bundesgesetz Uber den Erwerb von
Grundstiicken durch Personen im Ausland (Lex Koller) scheiterte im Standerat. Virulent
wurde zudem die Abschaffung des Eigenmietwerts diskutiert: Der Nationalrat kam nach
langer Debatte zum Schluss, dass die aktuelle Vorlage nur schwer finanzierbar und kaum
mehrheitsfahig sei, und schickte sie zurlick an seine WAK. Die Rate lehnten zudem zwei
gleichlautende Motionen (Mo. 22.3817; Mo. 22.3862) der SVP zur Abschaffung des
Eigenmietwerts fur Rentnerinnen und Rentner ab. Das Bundesgericht wiederum hiess
eine Beschwerde gegen eine Eigenmietwert-Héartefallregelung im Tessiner Steuergesetz
gut, was auch Auswirkungen auf andere Kantone mit &hnlichen Regelungen haben
durfte.

Weniger umstritten war 2022 die Raumplanung, wo es dem Standerat unter der Leitung
seiner UREK nach langerer Zeit wohl gelang, eine mehrheitsfahige Vorlage flr die zweite
Etappe der RPG-Revision zu zimmern. An diesem Revisionsvorhaben hatten die Réte
seit 2015 erfolglos gearbeitet. Herzstlick der neuen Vorlage ist ein Stabilisierungsziel
der Gebéaudezahl ausserhalb der Bauzone, das mit verpflichtenden kantonalen
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Richtplanen, Abbruchpramien flir Bauten ausserhalb der Bauzone und Sanktionen flr
Kantone, die das Stabilisierungsziel nicht einhalten, erreicht werden soll. Ausserdem
soll den Kantonen zuséatzlicher Spielraum eingeraumt werden, damit diese in der
Raumplanung ihren kantonalen oder regionalen Eigenheiten besser Rechnung tragen
konnen. Dieser RPG2-Entwurf wurde in der kleinen Kammer einstimmig angenommen.
Der Standerat hatte den Entwurf als indirekten Gegenentwurf zur Landschaftsinitiative
ausgestaltet, die er deutlich zur Ablehnung empfahl.

Neben der RPG-Revision beschaftigte sich das Parlament mit weiteren Vorstdssen
betreffend Bauten ausserhalb von Bauzonen. Beide Réte Uberwiesen eine Motion, die
eine Verjahrung illegaler Bauten ausserhalb der Bauzonen nach 30 Jahren fordert. Eine
Motion, mit welcher die Schaffung dezentraler kantonaler Behdrden zur Bearbeitung
von Antragen fur Bauvorhaben ausserhalb von Bauzonen hétte erlaubt werden sollen,
wurde jedoch vom Stadnderat abgelehnt. Schliesslich war das Bauen ausserhalb der
Bauzone verglichen mit den anderen Themen im Bereich Raumplanung auch am
meisten in den nationalen Zeitungen présent. '

1) APS-Zeitungsanalyse 2022 - Raumplanung und Wohnungswesen
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